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43 Arbeitsrecht 

Text 

c) Arbeitsvorgänge und Arbeitsplätze 

§ 116k 
Allgemeine Bestimmungen 

(1) Die Dienstgeber haben dafür zu sorgen, daß Arbeitsvorgänge so vorbereitet, gestaltet und 
durchgeführt werden, daß ein wirksamer Schutz des Lebens und der Gesundheit der Dienstnehmer 
erreicht wird. Dementsprechend sind vom Dienstgeber die hiefür notwendigen und geeigneten 
Einrichtungen und Mittel zur Verfügung zu stellen. Auch ist von ihm die Arbeitsweise im Betrieb in 
diesem Sinne einzurichten. 

(2) Arbeitsvorgänge sind so zu gestalten, dass Zwangshaltungen möglichst vermieden werden und 
Belastungen durch monotone Arbeitsabläufe, einseitige Belastungen, Belastungen durch taktgebundene 
Arbeiten und Zeitdruck sowie sonstige psychische Belastungen möglichst gering gehalten und ihre 
gesundheitsschädigenden Auswirkungen abgeschwächt werden. 

(3) Arbeitsplätze müssen unter Bedachtnahme auf die Arbeitsvorgänge und Arbeitsbedingungen so 
eingerichtet und beschaffen sein und so erhalten werden, daß die Dienstnehmer möglichst ohne Gefahr 
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für ihre Sicherheit und Gesundheit ihre Arbeit verrichten können. Hiebei ist auch auf die 
arbeitsphysiologischen und ergonomischen Erkenntnisse Bedacht zu nehmen. 

(4) Zu Arbeiten, die mit einer besonderen Gefahr für die damit Beschäftigten oder für andere 
Dienstnehmer verbunden sind, dürfen nur solche Dienstnehmer herangezogen werden, die die vom 
Standpunkt des Dienstnehmerschutzes notwendigen Fachkenntnisse und Berufserfahrungen für eine 
sichere Durchführung dieser Arbeiten besitzen. 

(5) Zu Arbeiten nach Abs. 4, bei denen es mit Rücksicht auf die mit den Arbeiten verbundenen 
Gefahren für die damit Beschäftigten oder für andere Dienstnehmer von wesentlicher Bedeutung ist, daß 
die notwendigen Fachkenntnisse für eine sichere Durchführung dieser Arbeiten vorliegen, dürfen nur 
solche Dienstnehmer herangezogen werden, die den Nachweis dieser Fachkenntnisse erbringen. Als 
Nachweis dieser Fachkenntnisse gelten insbesondere Zeugnisse einer hiefür in Betracht kommenden 
Unterrichtsanstalt oder einer anderen Einrichtung, die aufgrund des § 63 des 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes vom Bundesminister für Gesundheit, Arbeit und Soziales oder vom 
Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr zur Ausstellung solcher Zeugnisse ermächtigt worden ist, 
oder - sofern es sich nicht um Sprengarbeiten handelt - auch eine Bescheinigung von Dienstgebern über 
eine mindestens fünfjährige einschlägige Verwendung. 
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